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«ImInternetkannalles fakesein»
Was tun, wennKinder und Jugendliche imNetz sexuell belästigt werden? Eine Expertin gibt Ratschläge.

Interview: Livia Fischer

Über 10000 Mädchen zwi-
schen 10 und 17 Jahren hat er
via Social Media angeschrie-
ben, sich als junger attraktiver
Mann ausgegeben und von ih-
nenNacktaufnahmen verlangt.
Manchmal, indem er ihnen
Geld bot, manchmal, indem er
Komplimente machte und ih-
nen Liebe vorspielte. Über 100
Mädchen 昀椀elen auf ihn herein
und schickten erotische Auf-
nahmen von sich. «Er» ist ein
heute 55-jähriger Luzerner,
der sich diese Woche vor dem
Kriminalgericht verantworten
musste.

Sexuelle Belästigung im
Netz erlebtmehr als jedes zwei-
te Mädchen. Ein Gespräch mit
Regula Bernhard Hug, Ge-
schäftsleiterin der Fachorgani-
sation Kinderschutz Schweiz.

Wieoft verstecken sich
ältereMännerhinter einer
falschen Identität, umüber
SocialMedia anerotische
Bilder von jungenMädchen
ranzukommen?
Regula Bernhard Hug: Verlässli-
cheZahlengibt esdazunicht.Es
ist aber eine gängige Methode.
Grundsätzlich gilt: Wird man
von Unbekannten angeschrie-
ben, muss man immer davon
ausgehen, dass es nicht die Per-
son ist, für die sie sich ausgibt.
Im Internet kann alles «fake»
sein. Jede Person, die dich an-
schreibt, jedeLiebesbeziehung,
die sich so anbahnt.

WiekönnenBetro昀昀ene
das erkennen?
Leidergarnicht.Esgibt zumBei-
spiel täuschendechteverjüngen-
deFilter, die selbst beiVideoan-
rufen funktionieren. Solche
Technikenwerden immerhäu昀椀-
ger genutzt. Ohnehin gilt: nie
sexualisierteBildervonsichver-
schicken. Einmal rausgegeben,
hatmannichtmehr inderHand,
was damit passiert. Selbst wenn
darauf der Kopf abgeschnitten
ist – schwirren im Internet auch
Fotos herum, auf denendasGe-

sicht zuerkennen ist, könnendie
Bildermitkünstlicher Intelligenz
problemlos zusammengefügt
werden.DieTechnik istheute so
fortgeschritten,daserkenntnie-
mand. Es ist eine gängige Er-
pressungsmethode.

Warumtunes Jugendliche
trotzdem immerwieder?
Täter spielen ihnenhäu昀椀getwas
vor. DieMädchen vertrauen ih-
nen, wähnen sich in einer Lie-
besbeziehung. Für sie ist die
Person dann ja nicht mehr
fremd. Das ist auch problema-
tisch, weil sie Avancen dann
nicht mehr als sexuelle Belästi-
gungwahrnehmen.

Was,wennmannacheinem
persönlichenTre昀昀engefragt
wird?
Will man eine Onlinebekannt-
schaft tre昀昀en, dann nur an ei-
nem ö昀昀entlichen Ort. Und nie-
mals allein! Die zwöl昀樀ährige
Freundin mitzubringen, nützt

wenig, es sollte jemandsein,der
einenbeschützenkann.Wichtig
ist auch, dies vorab anzukündi-
gen – ein 55-Jähriger wird dann
wahrscheinlich nicht erschei-
nen, ein Jugendlicher schon.

DasRisiko, als Jugendliche
onlinevonFremdenange-
schriebenundsexuell beläs-
tigt zuwerden, ist gross.
Gemässder James-Studie
derZürcherHochschule
fürAngewandteWissen-
schaftenausdemJahr 2022
habendasdrei Fünftel der
befragtenMädchenzwi-
schen 12und19 Jahrenbe-
reits erlebt. 47Prozentwur-
den schonmal aufgefordert,
erotischeFotos von sich
zuverschicken.
Die heutigen Jugendlichen er-
leben sexuelle Belästigung so
häu昀椀g, dass es für viele zurNor-
malität gehört. Aber es ist nicht
okay. Wichtig ist, zu reagieren
unddieGeschehnissenicht ein-

fach zu ignorieren. Und sie ha-
ben das Recht, eine solche Per-
sonanzuzeigen.Das ist dasBes-
te, das sie tun können, dann
verfolgt die Polizei den Fall.

Daspassiert nur selten.
Warum?
Einerseits, weil das Ganze mit
viel Scham, dem Gefühl von
Ohnmacht, Hil昀氀osigkeit, Ekel
und Irritation behaftet ist.
Andererseits hat das heutige
System zu hohe Hürden. Se-
xuelle Belästigung im Internet
ist eine Straftat, dieOpfermüs-
sen jedoch selbst eine Anzeige
bei der Polizei machen, damit
der Fall verfolgt wird. Kinder
und Jugendlichemachendas er-
fahrungsgemäss nicht. Kinder-
schutz Schweiz ist deshalbüber-
zeugt, dass sexuelleBelästigung
von Kindern und Jugendlichen
ein O昀케zialdelikt sein muss,
damit die Polizei auch ohne
Strafanzeige handeln kann.
Umsowichtiger ist es, dassKin-

der und Jugendliche einer er-
wachsenen Vertrauensperson
davonerzählenunddiese sie bei
der Einreichung einer Straf-
anzeige unterstützt.

WiekönnenEltern ihre
Kinder schützen?
Esgehtdarum,dieKinder ihrem
Alter entsprechend in die digi-
tale Welt zu begleiten. Es ist
wichtig, schon frühmit ihnenzu
reden, ihnen die Gefahren auf-
zuzeigen und zu signalisieren,
dass man immer für sie da ist
und ihnenhilft,wennetwaspas-
siert. Schuldzuweisungen sind
da komplett fehl amPlatz.

Hinweis
Sexuelle Belästigung im Internet
kann bei der Betreiberfirma der
entsprechenden Plattform ge-
meldet werden. Auskunft und
Beratung finden Betroffene und
ihr Umfeld auch bei clickandstop.
ch, derMeldestelle gegen Pädo-
kriminalität im Netz.

Spitexverbandhat
neuePräsidentin
Luzern Gerda Jung, Sozialvor-
steherin von Hildisrieden, wur-
de anderDelegiertenversamm-
lung des Spitex Kantonalver-
bands Luzern (SKL) zur neuen
Präsidentingewählt, heisst es in
einerMitteilung.Sie folgtauf Jim
Wolanin, der zehn Jahre langals
Mitglied des Vorstands und vier
JahrealsPräsidentdesSKL tätig
war. Ebenfalls verabschiedet
wurde JudithSchwander,die seit
2018Vorstandsmitgliedwar.

Neu indenVorstandgewählt
wurden zudem Madeleine
Scheidegger, Bereichsleiterin
desAusbildungszentrumsXund,
Beatrice Wespi, Geschäftslei-
terin von Spitex Hochdorf und
Umgebung, sowieSaschaEigen-
mann, Sozialvorsteher vonWer-
thenstein. Dem Verband gehö-
ren 31Organisationen an. (fmü)

Mitte lanciert
Volksinitiative
«GegenFangewalt»

Fussballchaoten Das Thema
beschäftigt die Luzerner Politik
bereits seit Jahren:Fangewalt im
Fussball.NachderEskalation in
den vergangenen Monaten hat
dieMitteKantonLuzernan ihrer
Delegiertenversammlung im
vergangenen Monat beschlos-
sen, eine kantonaleGesetzesin-
itiativegegenFan-Gewalt zu lan-
cieren. Wie die Partei mitteilt,
wurdedie Initiative«GegenFan-
gewalt» im Kantonsblatt vom
10. Juni verö昀昀entlicht. Damit
beginntnundieeinjährigeSam-
melfrist zu laufen. Insgesamt
muss die Partei 4000 gültige
Unterschriften sammeln.

Mit der Volksinitiative re-
agiert die Mitte eigenen Anga-
benzufolgeauf ihre zahlreichen
Vorstösse im Kantonsparla-
ment, die konkrete Massnah-
men gegen die Fangewalt for-
derten, aber jeweils keineMehr-
heiten fanden oder noch nicht
behandeltwurden.Die Initiative
fordert klareRahmenbedingun-
gen sowohl vor, während als
auchnachdenVeranstaltungen.
Konkret soll neu die Identität
der Besuchenden verp昀氀ichtend
kontrolliert werden und bei
SachbeschädigungeneinKaska-
denmodell in Kraft treten, das
im Wiederholungsfall zu Geis-
terspielen führt. Dafür soll das
GesetzüberdieLuzernerPolizei
ergänzt werden. (luz)

AWGist fürdas
Klimaschutzgesetz
Parole DieArbeitsgemeinschaft
Wirtschaft und Gesellschaft
(AWG)sagt JazumKlimaschutz-
gesetz. Das Gesetz sei «ein Ge-
bot der Stunde»und fürGewer-
bekreise, die nachhaltig sein
wollen, «eine Selbstverständ-
lichkeit», teiltdieLuzernerWirt-
schaftsorganisationmit,welcher
rund500Mitgliederangehören.

KMU würden bei einem Ja
von Aufträgen pro昀椀tieren. Der
Ersatz fossiler Energieträger
oder klimae昀케zientere Ersatz-
bautensorgten fürAufträgeund
sichereArbeitsplätze, sagtAWG-
Präsident JosefWyss. (fmü)

«Direkt aus Bern»

Schweiz braucht einen e昀昀ektiven Vollzug des Asylgesetzes
Während der aktuellen Som-
mersession gibt dieMigra-
tionspolitik viel zu reden.
Zum zweitenMal haben wir
uns im Ständerat auf Antrag
von Ständerat Benedikt
Würth (Mitte, SG) gegen den
Neubau von temporären
Unterkünften für Asylsu-
chende ausgesprochen und
einen Kredit von 66,5Millio-
nen Franken abgelehnt. Aus
guten Gründen vertrete ich
ebenfalls konsequent diese
Linie, was uns Ständeräten
in einigenMedien das Prädi-
kat der Populisten eingebracht
hat. Angeblich haben wir uns
im Ständerat mit diesem
Entscheid gegen die Interes-
sen der Kantone gestellt und
das Asylrecht missachtet.

Das Gegenteil ist der Fall.
Die Schweiz braucht einen
e昀昀ektiven Vollzug des Asyl-
gesetzes. Dies ermöglicht
uns rechtlich die Rückführung
von Klima- undWirtschafts-
migranten, die das Asylsys-
tem belasten, indem sie
die Unterkünfte belegen,
obwohl sie keinen Schutz
benötigen. Stattdessen neue
Plätze zu scha昀昀en für Even-
tualitäten, setzt die falschen
Anreize.

Genau dies beabsichtigt aber
die neue Che昀椀n des Eidge-
nössischen Justizdepart-
ments, SP-Bundesrätin Elisa-
beth Baume-Schneider. Sie
will des weiteren auch das
von ihrer Vorgängerin suspen-

dierte Resettlement-Pro-
grammwieder aufnehmen.
Resettlement oder die
«Umsiedlung» von Ge昀氀üch-
teten soll eine dauerhafte
Aufnahme von Flüchtlingen
aus Drittstaaten ermöglichen.

Die Kantone werden einer
Wiederaufnahme dieses
Programms niemals zustim-
men, wenn es an Unterkünf-
ten für Asylsuchendeman-
gelt. Vor diesemHintergrund
sind die neuen temporären
Unterkünfte zu sehen:
Dann könnten sich die Kan-
tone nicht mehr gegen die
Wiederaufnahme dieses
Resettlement-Programms
wehren, und derWeg wäre
frei, mehrere tausend zusätz-

liche Flüchtlinge aus dem
Ausland zu uns zu holen.

Eine Erhöhung unserer
Unterbringungskapazitäten
würde dabei wie einMagnet
wirken. In Italien gibt es
bekanntlich nicht genügend
Unterkünfte für Asylsu-
chende. Deshalb hat Rom das
Dublin-Abkommen imDe-
zember auf unbestimmte Zeit
einfach sistiert. Wohin diese
Menschen wohl reisen? Lo-
gisch: dorthin, wo es ge-
nügend komfortable Plätze
gibt – in die Schweiz!

Die Erhöhung der Unter-
bringungskapazitäten ist
ohnehin nur ein Tropfen
auf dem heissen Stein – es

braucht langfristige Lösungen,
so wie es auch der Ständerat
fordert. Genau dafür enga-
giere ichmich im Ständerat.

Hinweis
Damian Müller ist FDP-Stände-
rat. Die Luzerner Bundespolitiker
berichten jeweils während der
Session aus ihrem Ratsalltag
zu einem von ihnen frei gewähl-
ten Thema.

DamianMüller
kanton@luzernerzeitung.ch

«Wirdman
vonUnbekannten
angeschrieben,
mussman immer
davonausgehen,
dassesnicht
diePerson ist,
fürdie sie
sichausgibt.»

RegulaBernhardHug
Geschäftsleiterin
der Fachorganisation
Kinderschutz Schweiz

Die sexuelle Belästigung Jugendlicher übers Internet nimmt zu. Symbolbild: Getty


